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KONZEPT
AKTIVE ARBEITSMARKTINTEGRATION FÜR STUTTGART
I
„Es ist wohl nichts sozialer als die unbedingte Anstrengung, Menschen wieder in die Lage zu bringen, selbst für ihren Lebensunterhalt und den der Familie Sorge tragen zu können.“

(Bundesarbeitsminister Wolfgang Clement über die Zielsetzung des Gesetzes über die Grundsicherung für Arbeitssuchende (Sozialgesetzbuch – Zweites Buch – SGB II).



Mit dem SGB II steht für alle erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ein Spektrum an unterschiedlichen Leistungen zur Eingliederung zur Verfügung, das es ermöglicht, die Angebote zur Verbesserung der Integrationschancen individuell und passgenau zu gestalten. Grundsätzlich geht es bei allen Leistungen um die Förderung und das Einfordern von Aktivität, mit dem Ziel, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, damit Hilfebedürftigkeit beendet wird oder gar nicht erst auftritt.

Der Maßnahmenkatalog kombiniert Angebote aus dem Arbeitsförderungsrecht und dem bisherigen Sozialhilferecht. Den Hilfebedürftigen stehen im Wesentlichen die gleichen Leistungen zur Eingliederung  wie den Berechtigten nach dem SGB III zu. Sie werden ergänzt durch die Betreuungs- und Beratungsangebote aus dem Bereich der persönlichen Hilfen des Sozialhilferechts und durch die Konstruktion der Arbeitsgelegenheiten.

Der Schlüssel zum wirksamen Einsatz dieser Instrumente ist die qualifizierte Eingliederungsplanung und -vereinbarung, verantwortet von den Persönlichen Ansprechpartnern/Ansprechpartnerinnen (Fallmanagement) in den Zweigstellen des JobCenters Stuttgart. 

II
GRUNDLAGE FALLMANAGEMENT UND INTEGRATIONSVEREINBARUNG
Das Fallmanagement ist der entscheidende Innovationsträger der Hartz IV-Reform. Mit seiner am Einzelfall ausgerichteten Perspektive sollen vor allem folgende Ziele erreicht werden:

· Möglichst optimale Zuordnung der verfügbaren Ressourcen (die des Kunden, seines Umfelds und die der beschäftigungsfördernden und psychosozialen Angebote) zu der (komplexen) Situation des arbeitssuchenden Menschen
· Steuerung der Angebote über die Bedarfsanalyse aus den Fällen
· eine auf die Möglichkeiten des Einzelfalls abgestimmte Eingliederungsvereinbarung, die die Beteiligten verbindlich zu bestimmten Aufgaben verpflichtet (Fordern und Fördern)

Damit soll ein höheres Maß an Effektivität und Effizienz der durchgeführten Maßnahmen erreicht werden. Passgenauigkeit wird zum entscheidenden Qualitätskriterium für die Unterstützung der arbeitssuchenden Menschen.
1. Einzelfallorientierung
Gemäß § 15 SGB II sollen mit jedem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen die für seine Eingliederung erforderlichen Leistungen in einer Eingliederungsvereinbarung festgelegt und bei jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung die bisher gewonnenen Erfahrungen berücksichtigen werden. 
Damit wird die Eingliederungsvereinbarung zum zentralen Steuerungsinstrument bei der Integration. Die Eingliederungsvereinbarung dient der verbindlichen Niederschrift der Veränderungsziele, der Erfolgskriterien, sowie der Festlegung der zu erbringenden Leistungen und schafft Handlungssicherheit für die beteiligten Akteure. Sie ist auch die verfahrensrechtliche Grundlage für die vorgesehenen Sanktionen bei Verstößen gegen die Mitwirkungspflicht und die Geltendmachung von Schadensersatzansprüchen bei der unbegründeten Beendigung von Maßnahmen.



1.1 

· 
· 
· 

1.1.1 
Die Basis der Eingliederungsvereinbarung ist ein, die Komplexität des Falles abbildendes Profiling (Falleinschätzung). Ergebnis dieser Erhebung ist die vollständige Erfassung aller relevanten Probleme, aber auch der Ressourcen des Einzelfalls als Grundlage für eine entsprechende Kategorisierung in Hinblick auf die Arbeitsmarktnähe des Arbeitssuchenden. Grundsätzlich ist bei der Ausgestaltung des Integrationsprozesses 
von Seiten des Fallmanagements darauf zu achten, dass der Arbeitsuchende weitestgehend dazu befähigt wird, sich eigenverantwortlich um Arbeit zu bemühen und mit den entsprechenden Unterstützungsangeboten umzugehen. 
Bestandteil der Fallsteuerung ist aber auch der Umgang mit den jeweiligen Anbietern der arbeitsfördernden und psychosozialen Leistungen. Das Fallmanagement agiert als Mittler zwischen Kunde und Angebot. Dies kann dazu führen, dass die Leistungsanbieter ihr Angebot auf die individuellen Anforderungen, die in der Eingliederungsvereinbarung festgelegt wurden, anpassen müssen. In diesem Fall hat das Fallmanagement auch eine (fallübergreifende) Beratungsfunktion für die Anbieter von Eingliederungsleistungen. 
Schließlich muss das Fallmanagement bei der Vermittlung von Eingliederungsleistungen mit den verschiedenen Kooperationspartnern abstimmen, wer (von den möglicherweise zeitgleich durchgeführten Maßnahmeträgern) welche Aufgaben durchzuführen hat. In der Regel verbleibt die Fallverantwortung beim Fallmanagement. 

In der Praxis des JobCenters ist ein gestuftes Verfahren im Fallmanagement vorgesehen, dessen vorrangiges Ziel – die Vermittlung in den ersten  Arbeitsmarkt – möglichst effizient erreicht werden soll. Reichen die Ressourcen des Kunden selbst nicht aus, sind in zweiter Linie Maßnahmen aus dem SGB III anzuwenden. Erst wenn diese als nicht erfolgreich eingesetzt werden können, kommen die Eingliederungsleistungen im Sinne des § 16 Abs. 2 und 3 SGB II in Frage.
2. Systementwicklung




Die systemsteuernde Funktion des Fallmanagement  zur Weiterentwicklung und Ausgestaltung der  Eingliederungsleistungen kann nur dann ausfüllen werden, wenn die Erkenntnisse aus der Fallführung systematisch beobachtet und ausgewertet werden, um sie anschließend der strategischen Ebene zu übermitteln. Fallbezogene Auswertungen ergeben sich im Fallmanagement aus der Erstellung der Eingliederungsvereinbarung (z. B. fehlende Ressourcen), aus der Vermittlung in die Angebote (z.B. Kommunikationsprobleme mit Anbietern) und aus dem Monitoring (z.B. Angebotsüberschneidungen).
Ziel muss es sein, dem Fallmanagement durch ein breit akzeptiertes Mandat und durch funktionierende Kooperationen die nötige Grundlage für planungsrelevante Informationen zu verschaffen. Dem entsprechend sollen die Maßnahmeträger die Gesamtfallsteuerung des Fallmanagements unterstützen und zusammen mit dem Fallmanagement an der Optimierung der Angebote arbeiten.
1.4 
Fallmanagement im systemsteuernden Sinn hat zusätzlich die Funktion, Anbieter von Leistungen zur Eingliederung bei der Gestaltung ihrer Angebote zu beraten. Nur so kann gewährleistet werden, dass die Anbieter im Einzelfall, aber auch einzelfallübergreifend ein passgenaues Angebot machen können.
III
LEISTUNGSSPEKTRUM UND RECHTSGRUNDLAGEN
Ausgangspunkt für die Vermittlung und Bewilligung von Eingliederungsleistungen ist die zwischen dem Persönlichen Ansprechpartner und dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu treffende Eingliederungsvereinbarung (siehe II/1.1.1). 
Die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sind im SGB II überwiegend in den §§ 14-18 SGB II geregelt. 
1. ECKPUNKTE

Als Eckpunkte der Eingliederung in Arbeit nennt das Gesetz insbesondere

· die umfassende Unterstützung eines erwerbsfähigen Hilfebedürftigen durch das JobCenter mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit (§ 14 Satz 1 SGB II)

· die Bennennung eines Persönlichen Ansprechpartners (§ 14 Satz 2 SGB II)

· die Erbringung von allen im Einzelfall für die Eingliederung in Arbeit erforderlichen Leistungen (§ 14 Satz 3 SGB II),

· den Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung (§ 15 SGB II), in der konkretisiert wird, welche Eingliederungsleistungen der Einzelne erhält (passgenaue und bedarfsorientierte Förderung) und welche Bemühungen der Betroffene im Gegenzug unternehmen muss

· unter 25jährige sind nach § 3 Abs. 2 SGB II unverzüglich nach Antragstellung in eine Arbeit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln; um dieser gesetzgeberischen Vorgabe effektiv nachzukommen, wurde in Stuttgart eine Zweigstelle U 25 eingerichtet

2.   EINGLIEDERUNGSLEISTUNGEN

Das Leistungsspektrum zur Eingliederung in Arbeit wird  in § 16 SGB II beschrieben. Es werden drei  Bereiche unterschieden.

2.1  Regelinstrumente der Arbeitsförderung nach SGB III (§ 16 Abs. 1 SGB II):

Mit der Übernahme des Leistungsangebots des SGB III wird vorrangig eine Eingliederung in den regulären Arbeitsmarkt angestrebt. Dies ist ein in § 3 Abs. 1 Satz 3 SGB II festgehaltener Leistungsgrundsatz des SGB II. Hieraus folgt zugleich, dass die Regelinstrumente den Instrumenten der Absätze 2 (Beratungsleistungen und Angebote) und 3 (Arbeitsgelegenheiten) vorgehen.

Die wichtigsten Regelleistungen der Arbeitsförderung, auf die § 16 Abs.1 SGB II verweist, sind:

Unterstützung in der Beratung und Vermittlung, Mobilitätshilfen (§§ 45, 53 SGB III )
Diesen Unterstützungsleistungen an Arbeitssuchende kommt wegen ihrer unmittelbaren Ausrichtung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt eine zentrale Bedeutung zu. Mit der Unterstützung in der Beratung und Vermittlung wird die Suche nach einem Arbeitsplatz aktiv unterstützt, zum Beispiel durch die Übernahme von Bewerbungskosten oder Übernahme von Reisekosten zu Vorstellungsgesprächen.

Mit den Mobilitätshilfen wird die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung für eine Übergangszeit unterstützt, etwa durch die Gewährung von Übergangs-, Ausrüstungs-, Reisekosten-, Fahrtkosten-, Trennungskosten- und Umzugskostenbeihilfen.

Übernahme von Kosten einer Trainingsmaßnahme (§ 48 SGB III)

Die Maßnahmen dienen der Eignungsfeststellung, Klärung der Arbeitsbereitschaft und 

-fähigkeit und der Kenntnisvermittlung. Sie werden in Betrieben oder bei einem Bildungsträger durchgeführt. Sie ähneln in ihrem Charakter einem Praktikum.

Förderung der beruflichen Fort- und Weiterbildung (§ 77 f SGB III)
Das bereits bei den regionalen Bildungsträgern bestehende und ausdifferenzierte Angebot der beruflichen Fort- und Weiterbildung wird individuell zur Erhöhung der Vermittlungs- und Arbeitsmarktfähigkeit eingesetzt. Ausgehend vom individuellen Bedarf kann das gesamte Spektrum der Qualifizierung nach dem SGB III angewandt werden. Über das Instrument des Bildungsgutscheines kann ein größtmögliches Maß an Flexibilität sichergestellt werden. Eine kontinuierliche Evaluation stellt sicher, dass die gewünschten Integrationseffekte erreicht werden, und zudem die Bildungszielplanung kontinuierlich fortgeschrieben wird.

Eingliederungszuschüsse (Lohnkostenzuschuss; § 218 SGB III)
Eingliederungszuschüsse sind das zentrale Element von Leistungen an Arbeitgeber. Mit dieser Förderung wird einem Arbeitslosen mit Vermittlungshemmnissen die Chance geboten, seine Wiedereingliederungschancen durch Zahlung eines Zuschusses an den Arbeitgeber zu verbessern. Dieser Zuschuss kann für bis zu zwölf Monate gewährt werden. Er darf 50 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts nicht übersteigen (bei Behinderten i.d.R. bis 24 Monate und 70 %).

Vermittlungsgutschein (§ 421 g SGB III)
Durch die für den Arbeitslosen kostenlose Inanspruchnahme eines privaten Vermittlers sollen die Eingliederungschancen des Arbeitssuchenden durch externe Unterstützung verbessert werden. Da die Kosten nur bei erfolgreicher Integration entstehen, kann er parallel oder in Kombination zu anderen Maßnahmen ausgestellt werden.

· 
Eingliederungsleistungen für erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige

Erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige erhalten in Verbindung mit dem SGB III als Eingliederungsleistungen so genannte Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II verweist auf bestimmte Teilhabeleistungen des SGB III. Nach derzeitigem Kenntnisstand ist das JobCenter jedoch kein Reha-Träger im Sinne des § 6 SGB IX und kann somit keine reha-spezifischen Leistungen wie z.B. sonstige Hilfen nach § 33 Abs. 8 SGB IX (Kfz-Hilfe etc.) erbringen. Grundsätzlich ist daher die Agentur für Arbeit für diese Leistungen zuständig und übernimmt insb. die berufliche Ersteingliederung.

Bei der beruflichen Wiedereingliederung obliegt die vermittlerische Betreuung sowie die Gewährung reha-spezifischer bzw. nicht reha-spezifischer Leistungen (z.B. Arbeitslosengeld II bei Weiterbildung, Weiterbildungskosten, Maßnahmekosten) dem JobCenter aus Mitteln des JobCenters. Besondere Reha-Leistungen werden im Rahmen der Kostenträgerschaft nach SGB IX durch die Arbeitsagentur aus SGB III-Mitteln gewährt. 


2.2 Weitere Regelinstrumente

Als weitere Eingliederungsinstrumente stehen im Rahmen des Fallmanagements folgende weitere Leistungen zur Verfügung (nicht abschließend):

· Personal Service Agenturen (§ 37 c SGB III)

· Leistungen an Arbeitgeber durch Einstellungszuschüsse bei Neugründungen (§ 226 SGB III)

· Einstiegsgeld bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen oder selbstständigen Tätigkeit (§29 SGB II)

2.3 Ergänzende Leistungen zur Eingliederung  (§ 16 Abs. 2 SGB II):

Im Rahmen einer Generalklausel (§ 16 Abs. 2 S.1 SGB II) können innovative und ergänzende Ansätze finanziert werden, sofern es sich nicht um die Leistungen des SGB III nach § 16 Abs. 1 SGB II handelt. Es steht in dem Ermessen der Persönlichen Ansprechpartner auch unkonventionelle Maßnahmen zu bewilligen, sofern diese zur nachhaltigen Überwindung der Hilfebedürftigkeit führen (z.B. Prämie als Anreiz für selbst gesuchte Arbeit, besondere notwendige Mehraufwendungen bei Aufnahme einer Beschäftigung).

Über die Regelinstrumente der Arbeitsförderung nach SGB III hinaus können weitere Leistungen erbracht werden, wenn diese für die Eingliederung in das Erwerbsleben erforderlich sind. Ausdrücklich genannt sind z.B. Kinderbetreuung, Schuldnerberatung, psychosoziale Betreuung, Suchtberatung. Träger dieser Leistungen sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II die Kommunalen Träger, mithin die Stadt Stuttgart. 

Die Aufgabenwahrnehmung dieser vier Leistungen wurde im Kooperationsvertrag zur Gründung einer Arbeitsgemeinschaft vom 01.10.2004 nicht auf das JobCenter Stuttgart übertragen (s. § 3 Abs. 3 des Kooperationsvertrags) und wird insoweit von der Stadt selbst organisiert und wahrgenommen. Der Persönliche Ansprechpartner im JobCenter vermittelt bei Bedarf dann z.B. eine Schuldnerberatung, kann jedoch selbst nicht über Ressourcen entscheiden. Eine genauere Bedarfsanalyse und Beschreibung der Verfahrenswege ist für das dritte Quartal 2005 vorgesehen.

Inzwischen hat die Trägerversammlung am 22.02.2005 beschlossen, dass die Aufgabe der Bedarfsfeststellung, Kostenzusage und Abrechnung bei Belegung von Einrichtungen und Angeboten der Wohnungsnotfallhilfe (psychosoziale Betreuung) für ca. 250 laufende SGB II – Fälle auf das JobCenter übertragen werden. 

2.4   Arbeitsgelegenheiten (§ 16 Abs. 3 SGB II)




· 
· 
· 




































































































Die Eingliederungsbemühungen der Persönlichen Ansprechpartner zielen vorrangig auf die Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt. Nur für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die absehbar keine Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt finden können, sollen Arbeitsgelegenheiten geschaffen werden. Diese Maßnahmen der öffentlich geförderten Beschäftigung sind so zu organisieren, dass Wettbewerbsverzerrungen ausgeschlossen sind und reguläre Beschäftigung nicht gefährdet wird. Hierzu sind die Bedingung der Zusätzlichkeit und des öffentlichen Interesses strikt zu beachten. Die geplanten Beschäftigungsmaßnahmen sollen deshalb im Konsens mit Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern, insbesondere des Handwerks, organisiert und durchgeführt werden. 

Auch die Arbeitsgelegenheiten dienen, wie die anderen Eingliederungsleistungen, vorrangig der Verbesserung der Vermittlungschancen der Arbeitssuchenden, der Erhaltung oder Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit. 

Die bisherige Förderung von Arbeitssuchenden im Rahmen der städtischen Hilfe zur Arbeit und der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Agentur werden künftig im Regelfall als Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung („Zusatzjobs“) durchgeführt.

Für die Gruppe der Arbeitsuchenden mit  Vermittlungshemmnissen und einem entsprechenden Betreuungs- und Qualifizierungsbedarf sollen 2005 und 2006 die bei den fünf Stuttgarter Sozialunternehmen bestehenden Strukturen genutzt und bedarfsorientiert weiterentwickelt werden. Bei den Sozialunternehmen sollen insgesamt 1.800 Maßnahmenplätze in verschiedenen Leistungskategorien, die im Folgenden noch genauer dargestellt werden, genutzt werden. 

Arbeitsmarktnahe Hilfebedürftige ohne besondere Vermittlungshemmnisse werden von den Persönlichen Ansprechpartnern direkt an Institutionen und Einrichtungen vermittelt, die Dienstleistungen im öffentlichen Interesse erbringen. Bis Ende März hatten sich ca. 50 Einrichtungen beim JobCenter Stuttgart nach den Modalitäten der  Arbeitsgelegenheiten erkundigt und zum Teil auch Einsatzmöglichkeiten beschrieben. Nach einer ersten Sichtung der Angebote können daraus ca. 500 Maßnahmenplätze entstehen, für die in der Regel keine Regiekosten übernommen werden müssen. 

Nach § 16 Abs. 3 SGB II ist erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Arbeitsgelegenheiten „... zuzüglich zum Arbeitslosengeld II eine angemessene Entschädigung für Mehraufwand zu zahlen;“. Das JobCenter Stuttgart setzt sich zum Ziel, 5000 Arbeitslose pro Jahr in Arbeitsgelegenheiten zu vermitteln und hierfür die entsprechend Strukturen zu schaffen. 

Um dies mit dem vorgegebenen Eingliederungsbudget zu erreichen, wird eine Übernahme der Mehraufwandsentschädigung durch die Institutionen und Einrichtungen, die die Arbeitsgelegenheiten anbieten, angestrebt. Damit werden für das JobCenter nur dann unmittelbare Kosten anfallen, wenn zur organisatorischen Abwicklung oder zur sozialpädagogischen Begleitung eine Zwischeninstitution eingeschaltet wird, bzw. wenn einem während der Beschäftigung festgestellten Qualifizierungsbedarf über andere Maßnahmen entsprochen werden muss.








2.5   Integration von unter 25jährigen

Die Integration und Förderung von Jugendlichen unter 25 Jahren ist ein besonderer Schwerpunkt der Aktivitäten nach dem SGB II. In Stuttgart wird deshalb im zentralen JobCenter U25 in Abstimmung mit der Agentur für Arbeit und der Jugendhilfeplanung das gesamte Spektrum der Berufs- und Arbeitsberatung, der Berufsorientierung und der Vermittlung in Arbeit und Ausbildung angeboten.

Ziel ist es, jeden jungen Arbeitsuchenden innerhalb von drei Monaten mit einem passgenauen Angebot in den ersten Arbeitsmarkt, in Ausbildung oder in eine Arbeitsgelegenheit zu integrieren. Durch die Kombination der Angebote  wird sichergestellt, dass auch für Jugendliche, die beim Übergang von der Schule in das Berufsleben scheitern, immer ein individuelles Beratungs- und Integrationsangebot zur Verfügung steht.

Die konkrete Anzahl der Jugendlichen für die Angebote konzipiert werden müssen, steht noch nicht endgültig fest, da unter anderem Jugendliche lediglich aus versicherungsrechtlichen Gründen in einer Übergangsphase als Arbeitslose registriert sind, ohne dass eine jugendspezifische Förderung erforderlich ist.

Die Einzelmaßnahmen (siehe Anlage 2) wurden deshalb zunächst für 1815 Teilnehmer geplant. 

Auch für junge Menschen sollen Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwands-
entschädigung geschaffen werden. Es ist geplant, ein differenziertes Angebot von mindestens 500 Plätzen vorzuhalten und hierfür die Angebote der Stuttgarter Sozialunternehmen zu nutzen. Diese Arbeitsgelegenheiten sind gegenüber der Vermittlung in Arbeit oder Ausbildung nachrangig und immer mit einer Qualifizierung zu verbinden.

Bei der Zuweisung von jungen Menschen in Arbeitsgelegenheiten werden neben der Kompensation von Ausbildungsdefiziten insbesondere die Vermittlung von Schlüsselqualifikationen und die Förderung sprachlicher Fähigkeiten im Vordergrund stehen. Bei der Festlegung der Arbeitszeit in den Arbeitsgelegenheiten ist der Bedarf an externer Qualifizierung (z.B. Erwerb Schulabschluss) und die erforderliche Zeit für Eigenbemühungen zu berücksichtigen. Die Gesamtplanung mit den Stuttgarter Arbeitshilfeträgern trägt dieser Zielsetzung Rechnung und strebt eine individuelle Ausgestaltung des Qualifizierungsinhaltes und -umfanges an.

Einen weiteren Schwerpunkt bilden Praktika im allgemeinen Arbeitsmarkt, Diese Plätze werden in Anlehnung an die Bedingungen des „Ausbildungspaktes EQJ“ (Betriebspraktika bis zu 6 Monate bei 200 Euro / Monat Aufwandsentschädigung für den jungen Menschen) von externen Anbietern, akquiriert und begleitet. Die Betriebspraktika sollen dabei mehrere Ziele verfolgen. Die Jungen Menschen 

· lernen unter realen Bedingungen den Alltag der Arbeitswelt kennen,

· können grundsätzliche Arbeitstugenden über einen längeren Zeitraum einüben,

· erleben durch die Arbeit Erfolgserlebnisse,

· können Betriebe durch ihre Leistung aktiv auf sich aufmerksam machen,

· haben die Chance durch den Klebeeffekt der dauerhaften Arbeitsmarktintegration.








2.6 Sozialunternehmen in Stuttgart / Übergangsregelungen
Mit der GRDrs 392/2004 wurde im Rahmen von § 134 SGB XII eine Übergangsregelung für die Stuttgarter Sozialunternehmen beschlossen. Alle laufenden Programme von „Arbeit statt Sozialhilfe“ die aus dem HHUA 4109 finanziert wurden, sollen in entsprechend modifizierter Form bis zum 30.6.2005 weitergeführt werden. Mit dieser Zusage wurde nicht nur dem § 17 Abs. 1 SGB II Rechnung getragen, sondern Sie bildet die Planungsgrundlage der bewährten Stuttgarter Sozialunternehmen für das Geschäftsjahr 2005. Das ursprüngliche Konzept ging dabei von einer Maßnahmenzahl von 1280 Plätzen aus. Zum Jahresbeginn waren 1280 Maßnahmenplätze belegt. Im ersten Quartal ging die Teilnehmerzahl auf ca. 1000 Teilnehmer zurück, da das Zuweisungsverfahren durch die Persönlichen Ansprechpartner nur schrittweise organisiert werden konnte. Durch den Einsatz von Schwerpunktmitarbeitern konnte zum 1.4.2005 die ursprüngliche Belegungszahl wieder erreicht werden. In Verhandlungen mit den Stuttgarter Sozialunternehmen wurde zu Beginn des Jahres 2005 eine Zielgröße von 1.800 Plätzen vereinbart. Mit der Intensivierung des Fallmanagements durch die Persönlichen Ansprechpartner wird in den nächsten  Monaten die Grundlage für die bedarfsorientierte Weiterentwicklung der bestehenden Angebote geschaffen. Mittelfristiges Ziel ist es, für jeden Maßnahmeteilnehmer individuelle und konkretere Zielvereinbarungen abzuschließen und die Finanzierung von den pauschalen Regiekosten auf die im Einzelfall erbrachten Qualifizierungs-, Beratungs- und Vermittlungsleistungen umzustellen. Diese Umstellung ist anspruchsvoll und erfordert noch weitere Überlegungen und  Detailplanungen. Der Einstieg soll deshalb in der zweiten Jahreshälfte 2005 durch ein Übergangsmodell erfolgen, dass aus zwei Komponenten besteht: Einer Sockelfinanzierung von 2 Euro pro Stunde pro Maßnahmeteilnehmer und einer zusätzlichen Pauschale in Höhe von bis zu 2 Euro pro Stunde, die davon abhängig ist, welcher Leistungskategorie der Teilnehmer zugeordnet ist. 



Leistungsangebote
Zielgruppen
Alterssegmente
Ziele der Maßnahme

Leistungs-angebot 1
Profiling am Arbeitsplatz
alle HE mit Klärungsbedarf
unter 25 Jahre
25 bis 55 Jahre
Feststellung von beruflichen Eignungen und Neigungen

Leistungs-angebot 2
Beschäftigung und Vermittlung
stabile qualifizierte HE, die ausschließlich Einstieg zur weiteren Orientierung benötigen
unter 25 Jahre
25 bis 55 Jahre
(Wieder-) Einstieg ins Arbeitsleben, Stärkung der softskills im Arbeitsleben, assistierte Vermittlung

Leistungs-angebot 3
a. Beschäftigung, Stabilisierung und Vermittlung
qualifizierte HE mit leichten sozialen Problemlagen, die vor der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit Hilfestellung bei der Bearbeitung ihrer  Problemlagen benötigen
unter 25 Jahre
25 bis 55 Jahre
Teilhabe am Arbeitsleben,                                                         Stärkung der softskills im Arbeitsleben, Abbau der sozialen Problemlagen, assistierte Vermittlung


b. Beschäftigung, Qualifizierung, Stabilisierung und Vermittlung
gering qualifizierte, sozial benachteiligte HE, die vor der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit soziale und fachliche Grundqualifzierung sowie Hilfestellung bei der Bearbeitung sozialer Problemlagen benötigen
 
25 bis 55 Jahre
Teilhabe am Arbeitsleben, Training der softskills im Arbeitsleben, fachliche Grundqualifzierung, Abbau der sozialen Problemlagen, assistierte Vermittlung

Leistungs-angebot 4
Orientierung, Beschäftigung, Qualifizierung, Ausbildung und Vermittlung
gering qualifizierte, sozial benachteiligte junge HE, die zur Erlangung der Ausbildungs- bzw. Arbeitsreife soziale und fachliche Grundqualifzierung sowie Hilfestellung bei der Bearbeitung sozialer Problemlagen benötigen
unter 25 Jahre
 
Berufliche Orientierung, Teilhabe am Arbeitsleben, Training der Softskills im Arbeitsleben, Qualifizierung zur Berufs- oder Ausbildungsreife, Abbau sozialer Problemlagen, assistierte Vermittlung

Leistungs-angebot 5
Beschäftigung, soziale Stabilisierung und Integration
besonders benachteiligte HE mit multiplen Problemlagen (familiäre, Wohnungs- und Finanzsituation; Suchtprobleme; Gewalterfahrungen; psychische Einschränkungen etc.)
 
25 bis 55 Jahre
Teilhabe am Arbeitsleben,                  Tagesstruktur,                                              Abbau der sozialen Problemlagen, soziale Vernetzung und Vermittlung ins weiterführende Hilfesystem

Leistungs-angebot 6
Beschäftigung
HE, die sich in einer stabilen sozialen und persönlichen Situation befinden
 
über 55 Jahre
Teilhabe am Arbeitsleben, Tagesstruktur


























Die Zuweisung der Arbeitssuchenden in ein Leistungsangebot wird in der Eingliederungsvereinbarung festgeschrieben und kann in der Folge bei der Überprüfung und Fortschreibung der Eingliederungsvereinbarung flexibel gehandhabt werden. Dabei werden die Integrationsfortschritte regelmäßig daran zu messen sein,  ob der Wechsel in ein weniger betreuungsintensives Leistungsangebot geschafft wird. 

Es wird sichergestellt, dass von den Persönlichen Ansprechpartnern unbesetzte Plätze unmittelbar und vorrangig mit jungen Menschen besetzt werden. Die Sozialunternehmen haben zwischenzeitlich jugendspezifische Projekte konzipiert, die einen entsprechenden Qualifizierungsansatz verfolgen.

Mit Rücksicht auf die erforderlichen betriebswirtschaftlichen Planungen der Sozialunternehmen garantiert das JobCenter mindestens die Zuweisung von Regiekosten in gleicher Höhe wie im ersten Halbjahr 2005 (ca. 2,7 Mio. Euro bezogen auf 1280 Plätze).




5.   Einrichtungen und Dienste

Bei den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sollen nach § 17 vorrangig Einrichtungen und Dienste Dritter in Anspruch genommen werden auch dann, wenn diese kurzfristig geschaffen werden können. „Dritte“ sind i.d.R. private Träger, die Leistungen zu Eingliederung erbringen. Es ist nicht erheblich, ob der private Träger gemeinnützig oder gewerblich tätig ist. Träger der freien Wohlfahrtspflege sollen angemessen unterstützt werden (§ 17 Abs. 1 Satz 2). Der Gesetzgeber ermöglicht damit,  bei den Arbeitsgelegenheiten auf die örtlich Strukturen, die bereits über den früheren § 19 BSHG geschaffen wurden, zurückzugreifen. Die nach §18 vorgesehen örtliche Zusammenarbeit mit den Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes wird im JobCenter durch die vorgesehene Bildung des Beirats verwirklicht (§ 4 i.V. mit § 8 des Kooperationsvertrages zur Gründung der ARGE Stuttgart vom 1. Oktober 2004).

Es gibt weder einen Rechtsanspruch des Hilfebedürftigen auf Schaffung der erforderlichen sozialen Infrastruktur, noch einen Anspruch der Dritten auf einen Vorrang bei der Errichtung von Diensten und Einrichtungen. Dies ergibt sich aus der unverzichtbaren Notwendigkeit für den Leistungsträger, eine ausgewogene soziale Infrastruktur zu gestalten.  

Bei der Gewährung von Fördermitteln und der Erteilung von Aufträgen sind der Gleichbehandlungsgrundsatz, das Vergaberecht und der tatsächliche Bedarf an einer möglichst optimalen Eingliederung, der sich aus der Eingliederungsvereinbarung ergibt, zu berücksichtigen. 

Hierbei stellen sich rechtliche Fragen wie z.B. die Unterscheidung zwischen Subvention und Aufträgen, deren Beantwortung wiederum zur Folge haben kann, dass eine öffentliche Ausschreibung mit anschließender Auswahl nach vergaberechtlichen Gesichtspunkten zu erfolgen hat. Mit einem Urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 23.12.2003 und der aktuellen Diskussion über die Dienstleistungsrichtlinie der Europäischen Union bestehen hier noch gewisse Unwägbarkeiten. 



IV
Eingliederungsbudget- und Verwaltungskostenbudget für Stuttgart

Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende

Nach § 46 Abs. 1 SGB II trägt der Bund die Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Es wird dabei zwischen Eingliederungs- und Verwaltungskostenbudget unterschieden. Die Mittel werden in einem Gesamtbudget veranschlagt. § 46 Abs. 1 Satz 4 SGB II sieht eine Pauschalierung von Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten vor. Dadurch möchte der Gesetzgeber ermöglichen, dass die Träger die Aufgabenschwerpunkte flexibel handhaben können, in dem sie z.B. den Aufgabenschwerpunkt bei den Vermittlungsfachkräften oder bei den Eingliederungsleistungen setzen.

Das Gesamtbudget beträgt: 51 Mio. Euro. Davon sind kalkuliert für Verwaltungskosten 18,6 und für Eingliederungsleistungen 32,4 Mio. Euro.

1. Ermittlung des Mittelbedarfs

Der Finanzrahmen für das Eingliederungsbudget für Stuttgart wurde nach dem Verfahren des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) zur Bestimmung der Höhe und zur Verteilung auf die regionalen Einheiten (Agenturen, ARGEn und Kommunen) nach den folgenden Kriterien festgelegt. 
a. Kosten je Teilnehmermonat


Eingliederungsaufwand pro Teilnehmer

Betrag in €

● 15 bis 24-jährige

   

   
7.862

● 25 bis 64-jährige

   
                
8.448
● gesamte Zielgruppe

   
   
8.330

b. Aktivierungsquoten

Hierbei handelt es sich um das Verhältnis von Teilnehmern an Maßnahmen zur Gesamtzahl der jeweiligen Teilgruppe.

● 15 bis 24-jährige 

=   52 %

● 25 bis 64-jährige

=   23 %

● gesamte Zielgruppe
=   26 %

c. Zahl der Empfänger

Für das Basisjahr 2002 wurden 2,05 Mill. Bedarfsgemeinschaften mit 2,76 Mill. erwerbsfähigen Erwachsenen errechnet. Davon waren etwa 330.000 zwischen 15 und 24 Jahre alt.

Die aus dem Jahr 2002 abgeleitete Hochrechnung für das Jahr 2005 ergab 3,08 Mill. erwerbsfähige Arbeitssuchende in 2,27 Mill. Bedarfsgemeinschaften. Darin waren 367.000 Personen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren enthalten. 

d. Gesamtaufwand und Aufteilung der Mittel auf die regionalen Einheiten

Aus den o. a. Zahlen wurde der Gesamtbedarf in Höhe von 6,55 Mrd. € ermittelt und dieser Gesamtbedarf wurde mit Hilfe der nachfolgenden Verteilungsindikatoren auf die regionalen Einheiten herunter gebrochen:

● Quote der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen

● Unterbeschäftigungsquote

● Quote der Jugendarbeitslosigkeit

Für Stuttgart ergab dies einen Indikatorwert von 0,494 am Gesamtbudget. Grundlage für die Berechnung der Indikatoren war eine Untersuchung des IAB darüber, wie die Teilindikatoren gewichtet und kombiniert werden sollten, um am ehesten den beschriebenen Verteilungserfordernissen gerecht zu werden.

2. Mittelzuteilung für 2005

Am 14. Dezember 2004 wurde das JobCenter Stuttgart über die voraussichtliche Mittelzuteilung im Jahr 2005 in Höhe von 32,4 Mill. € informiert. Gleichzeitig erfolgte eine zunächst vorläufige Zuteilung der Verpflichtungsermächtigungen (VE) für die Jahre 2006 und 2007. Für 2006 wurde der Betrag von 14,3 Mill. € und für 2007 7,4 Mill. € genannt. Damit verbunden erfolgte eine Ermächtigung zur vorläufigen Haushaltsführung 2005.


Am 15. März 2005 teilte die Regionaldirektion (RD) Baden-Württemberg schriftlich mit, dass die Ermächtigung zur vorläufigen Haushaltsführung mit der Verkündung des Haushaltsgesetzes 2005 am 8. März 2005 zum 31. März 2005 endet. Im Vorgriff auf die demnächst zu erwartende Gesamtmittelzuteilung in Höhe von 32,357 Mill. € wurden am 7. Februar 2005 8.507.900,- € und am 11. März 2005 17.072.900,- € vorab zugeteilt. Diese Mittel sind bis zum 31. März 2005 vorläufig auf die einzelnen Titel des Eingliederungsbudgets aufzuteilen, um die Leistungszahlungen nach dem 31. März 2005 gewährleisten zu können. 

3. Maßnahmen mit ESF-Cofinanzierung

Maßnahmen und Projekte des Europäischen Sozialfonds werden, wenn sie in den Zuständigkeitsbereich des JobCenters fallen, durch entsprechende Cofinanzierungen unterstützt. Die Abstimmung erfolgt hier eng zwischen der Geschäftsführung des JobCenters, dem Geschäftsführers des Pakt-S und den anderen beteiligten Akteuren.

Rückkoppelungen finden mit allen arbeitsmarktlichen Akteuren statt. Eine besonders enge Abstimmung und Kooperation erfolgt bei der Bildungszielplanung mit der Agentur für Arbeit und dem Beirat des JobCenters.




















































































V.





Einbindung arbeitsmarktpolitischer Akteure

Für die Arbeit des JobCenters ist es wichtig, Impulse von den am Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsgeschehen Beteiligten zu bekommen. Insbesondere bei der Schaffung von Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung (so genannte 1-Euro-Jobs) aber auch für die Eingliederung der besonders förderungsbedürftigen Personengruppen ist es bedeutsam, die Erfahrungen der Beteiligten arbeitsmarkpolitischen Akteure mit einzubeziehen. 

Aus diesem Grunde haben die Agentur für Arbeit Stuttgart und die Landeshauptstadt Stuttgart als Träger der Arbeitsgemeinschaft (ARGE) „JobCenter Stuttgart“ die Bildung eines Beirats vereinbart, der im Wesentlichen den politischen Dialog und die übergreifende Zusammenarbeit auf lokaler Ebene fördern soll. Daneben soll er als fachlicher Ratgeber und Feedback-Stelle fungieren. Zur besseren Aufgabenerledigung wird der Beirat einerseits von der Geschäftsführung über wesentliche Aktivitäten des JobCenters informiert, andererseits werden die unverbindlichen Empfehlungen des Beirats bei der laufenden Geschäftsführung mit in die Überlegungen einbezogen.

Die Beiratsmitglieder werden für die Dauer von vier Jahren berufen, bei der Benennung der Mitglieder sind mögliche Interessenskonflikte, insbesondere im Zusammenhang mit der Vergabe von Integrationsleistungen, zwingend auszuschließen. 

Mit der Bitte, einen Vertreter / eine Vertreterin für die Bildung des Beirats zu benennen, wurden in der 11. KW angeschrieben:

· Liga der freien Wohlfahrtspflege Baden-Württemberg e.V. in Stuttgart

· Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart

· Handwerkskammer Region Stuttgart

· Landesvereinigung Baden-Württembergischer Arbeitgeberverbände e.V.  in Stuttgart

· DGB Region Stuttgart

· EXZET, Verein zur Förderung des Existenzgründungszentrums e.V.

· Wirtschaftförderung Region Stuttgart GmbH

· Agentur für Arbeit Stuttgart

· Landeshauptstadt Stuttgart

VI.
Bildungszielplanung

Ziel der Bildungszielplanung ist die gezielt Ausrichtung der Angebote der Fort- und Weiterbildung auf die Integration in den Arbeitsmarkt. Die Bildungszielplanung des JobCenters Stuttgart erfolgt dabei auf verschiedenen Ebenen, die permanent miteinander rückgekoppelt werden. Zum einen identifizieren die Persönlichen Ansprechpartner den jeweiligen individuellen Bedarf ihrer Kunden und dokumentieren die Erfüllung dieses Bedarfs. Zum anderen fordern Sie, wenn eine kurzfristige Befriedigung nicht möglich ist, diesen Bedarf über die Fachstelle Eingliederungsleistungen ein.

In der Fachstelle werden Angebote der Fort- und Weiterbildung aktiv zentral erfasst und, wenn notwendig, den Persönlichen Ansprechpartner zur Verfügung gestellt. Darüber hinaus werden sämtliche Instrumente der Fort- und Weiterbildung in Hinblick auf ihre Effizienz und Effektivität überprüft.
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JobCenter Stuttgart

Stand: 29.3.04

Anlage 1


Budgetplanung Eingliederungsleistungen 2005









Planung/Anzahl
Kosten
Planung/Kosten

Leistungsart
Rechtsgrundlage
Buchungstitel
Fälle/Jahr
Fall
Jahr 








Leistungen der Eingliederung nach dem SGB III













Beratungsangebot
§ 29 SGB III
SGB III Vorrang




Berufsberatung
§ 30 SGB III
SGB III Vorrang




Grundsätze der Berufsberatung
§ 31 SG III
SGB III Vorrang




Eignungsfeststellung
§ 32 SGB III
SGB III Vorrang




Feststellung der Vermittlungsfähigkeit, Berufsorientierung
§ 33 SGB III
SGB III Vorrang (68615)




Arbeitsmarktberatung
§ 34 SGB III
SGB III Vorrang




Vermittlungsangebot, Eingliederungsvereinbarung
§ 35 SGB III
SGB III Vorrang




Grundsätze der Vermittlung
§ 36 SGB III
SGB III Vorrang




Beauftragung Dritter, § 37 SGB III
§ 37 SGB III
68612


860530

Frühzeitige Arbeitssuche
§ 37 bSGB II





Personal-Service-Agentur
§ 37c SGB III
68616
130
8100
1053000

Beratung des Arbeitgebers bei der Vermittlung
§ 40 SGB III
Allgemein kostenneutral




Unterstützung der Beratung und Vermittlung (UBV)
§§ 45 bis 47 SGB III
68117
2250
130
292500

Verbesserung der Eingliederungsaussichten durch Maßnahmen zur Eignungsfeststellung und Trainingsmaßnahmen
§§ 48 bis 52 SGB III,





Betriebliche Trainingsmaßnahmen

68118
1750
120
210000

Schulische Trainingsmaßnahmen

68118
750
400
300000

Qualifizierung zur Arbeitsaufnahme

68118
800
375
300000

Bewerbungstraining, Profiling

68118
450
150
67500

Förderung der Aufnahme einer Beschäftigung durch Mobilitätshilfen (Mobi)
§§ 53 bis 55 SGB III
68113
500
400
200000

Förderung der beruflichen Weiterbildung
§§ 77 bis 87 SGB III
68116
500
4800
2400000

Leistungen an Arbeitgeber durch Eingliederungszuschüsse
§§ 217 bis 222 SGB III
68311
650
3000
1950000

Eingliederungszuschuss f. besonders betroffene Schwerbeh.
§ 219 SGB III
68192


300000

Leistungen an Arbeitgeber durch Einstellungszuschuss bei Neugründung
§ 225 bis 228 SGB III
68312
50
3000
150000

Leistungen an Arbeitgeber durch Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung
§ 235 SGB III
SGB III Vorrang




Leistungen an Arbeitgeber durch Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung schwerbehinderter Menschen
§ 235a SGB III
SGB III Vorrang




Leistungen an Arbeitgeber durch Erstattung der Praktikumsvergütung
§ 235b SGB III
SGB III Vorrang




Leistungen an Arbeitgeber durch Förderung der beruflichen Weiterbildung
§ 235c SGB III
SGB III Vorrang




Leistungen an Arbeitgeber wegen Ausbildung behinderter Menschen
§ 236 SGB III
SGB III Vorrang




Leistungen an Arbeitgeber durch Zuschüsse für Arbeitshilfen für behinderte Menschen
§ 237 SGB III
SGB III Vorrang




Leistungen an Arbeitgeber durch Kostenübernahme bei Probebeschäftigung behinderter Menschen
§ 238 SGB III
SGB III Vorrang




Leistungen an Träger durch Zuschüsse im Rahmen der Förderung der Berufsausbildung und Beschäftigung begleitende Eingliederungshilfen
§§ 240 bis 245 SGB III
68611
3
14400
43200

““


18
2000
36000

Leistungen an Träger durch Zuschüsse im Rahmen der Förderung der Berufsausbildung und Beschäftigung begleitende Eingliederungshilfen
§§ 246 a bis 246 f SGB III
68609




Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM)
§§ 260 bis 271 SGB III
68614
30
18000
540000

Förderung von Beschäftigung schaffenden Infrastrukturmaßnahmen
§ 279a SGB III
68610




Förderung beschäftigter Arbeitnehmer durch Übernahme der Weiterbildungskosten
§ 417 SGB III
68115




Vermittlungsgutschein (VGS)
§ 421g SGB III
68613
20
2500
50000

Beauftragung von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen 
§ 421 i SGB III
68617




AG-Befreiung von den Beiträgen zur Arbeitsförderung bei Beschäftigung älterer Arbeitnehmer
§ 421k SGB III
Allgemein kostenneutral




Sozialpädagogische Begleitung bei Berufsausbildungsvorbereitung nach dem BBiG
§ 421m SBG III
68119
10
1200
12000

Leistungen zur Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben
§ 99 SGB III
Allgemein




Unterstützung der Beratung und Vermittlung 
§ 100 Nr. 1 SGB III
68191 - 68193


250000

Verbesserung der Aussichten auf Teilhabe am Arbeitsleben
§ 100 Nr. 2 SGB III
68191 - 68193


250000

Förderung der Aufnahme einer Beschäftigung
§ 100 Nr. 3 SGB III
68191 - 68193


250000

Förderung der beruflichen Weiterbildung
§ 100 Nr. 6 SGB III
68191 - 68193


1463500

„Besondere Leistungen“ zur Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben, wenn diese durch Art und Schwere der Behinderung erforderlich. Übernahme der Teilnahmekosten für eine Maßnahme
§ 102 bis § 103 Satz 1 Nr. 3

SGB III
68191 - 68193


800000

Bestimmung der Teilnahmekosten nach den §§ 33,44,53 und 

54 SGB IX. 
§ 109Abs. Satz 1
68191 - 68193


500000








Eingliederungsleistungen nach § 16 Abs. 2 SGB II













Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder 
§ 16 Abs. 2  Nr. 1 SGB II
Sach- Verwaltungskosten / 68619




Häusliche Pflege von Angehörigen 
§ 16 Abs. 2  Nr. 1 SGB II
Sach- Verwaltungskosten / 68619




Schuldnerberatung
§ 16 Abs. 2  Nr. 2 SGB II
Sach- Verwaltungskosten / 68619




Psychosoziale Betreuung
§ 16 Abs. 2  Nr. 3 SGB II
Sach- Verwaltungskosten / 68619




Suchtberatung
§ 16 Abs. 2  Nr. 4 SGB II
Sach- Verwaltungskosten / 68619




Sonstige weitere Leistungen

68619


1230070

Einstiegsgeld nach § 29 SGB II 
§ 16 Abs. 2  Nr. 5 SGB II
68114
40
4200
168000

Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz
§ 16 Abs. 2  Nr. 6 SGB II
68313


20000








Zwischensumme













Eingliederungsleistungen nach § 16 Abs. 3 SGB II






Arbeitsgelegenheiten, sofern inhaltlich keine Förderung als ABM nach § 16 Abs. 1 SGB II i.V. m. § 260 SGB III, ESF, Cofinanzierung u. Akku erfolgt

68618
2300

18660700








Summen




32357000








Haushaltsmittel insgesamt




32357000

JobCenter Stuttgart

Budgetplanung Eingliederungsleistungen U25, 2005
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Nr.
Zahl
Angebot
Kurzbeschreibung
Dauer
Kosten pro 
Teilnehmer/in in €

Gesamtkosten 






Träger
an TN
Summe in €










1
500
1-€-Jobs + Zusatzqualifizierung 3.80 €

6 Monate
494,00  
195,00  
2.067.000,00  










2
300
Bewerbungstraining
mit Einzelcoaching
3 Wochen
450,00  
50,00  
150.000,00  










3
150
Assistierte Berufsausbildung
im allg. Ausbildungsmarkt

1 Jahr
Bindung 3 Jahre
2.300,00  
1.800,00  
615.000,00  










4
200
Praktika im allg. Arbeitsmarkt

10 Wochen
550,00  
500,00  
210.000,00  


300
Praktika im allg. Arbeitsmarkt

26 Wochen
1.000,00
1.300,00
690.000,00

5
100
Arbeitsangebote für besonders 
chancenarme junge Menschen unter
Marktbedingungen
analog 400 plus Zukunft
6 Monate
5.000,00  
1.500,00  
650.000,00  










6
65
PSA
Überlassung
9 Monate
900,00  

526.500,00  










7
50
Arbeiten und Lernen
Arbeitsprojekt mit
Hauptschulabschluss
1 Jahr
10.000,00  
3.000,00  
650.000,00  










8
200
Vermittlung durch Dritte

3 Monate






Pauschale


1.200,00  

240.000,00  



Vermittlungsprämie (20% Quote)


1.000,00  

40.000,00  



















9
200
Profiling / Potentialanalyse

4 Wochen
2.100,00  
250,00  
470.000,00  











2065





6.308.500,00  
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